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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Kapitalmarkt

Mitte Juni handelten Bankiervereinigung und Nationalbank einen Kompromiss aus, der
auf eine Differenzierung der Zinserhöhung nach materiellen, regionalen und
zeitlichen Kriterien hinauslief. Die Bankiervereinigung empfahl ihren
Mitgliedsinstituten, die Sparzinsen nicht vor dem 1. Dezember 1980 und die Sätze für
Althypotheken nicht vor dem 1. März 1981 anzuheben. Die Zinsen für neue Hypotheken
und für Hypotheken aufgewerblichen und industriellen Objekten durften wie
vorgesehen auf den 1. Oktober 1980 angepasst werden. Die Nationalbank hat also
erreicht, dass die von der Hypothekarzinssteigerung ausgehende Teuerung nur
schubweise in den Index eingeht. Dies wurde von einigen Kommentatoren als
«Indexkosmetik» bezeichnet, da sich die Mietpreiserhöhungen schon während des
Jahres 1981 auswirken werden, viele Lohnerwerbende jedoch den Teuerungsausgleich
erst am Jahresende erhalten. 1

BERICHT
DATUM: 26.08.1980
REGINA ESCHER

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) wies in einem Communiqué auf die
lohnmässigen Konsequenzen einer Hypothekarzinserhöhung hin. Er betonte, die
Kapitalmarktverhältnisse des folgenden Frühjahrs seien nicht voraussehbar. Der SGB
verlangte deshalb von der Nationalbank, sie solle auf die Banken einwirken, damit diese
im März die Zinserhöhung nicht ungeachtet der Marktsituation durchzwängten. 2

BERICHT
DATUM: 28.08.1980
REGINA ESCHER

Der bereits im Vorjahr konstatierte Abfluss von Sparheftgeldern in ertragsreichere
Anlageformen hielt auch im Berichtsjahr an, so dass sich der Bestand an Spareinlagen
um 5.7 Prozent zurückbildete. Die Banken reagierten auf dieses im Vergleich zu
früheren Zeiten flexiblere Verhalten der Sparer mit einer Erhöhung der Sparheft- und
Kassenobligationszinsen von 3 Prozent, resp. 4.75 Prozent auf 3.5 Prozent, resp. 6.5
Prozent. Die Nationalbank verzichtete dabei auf ihr Recht, verbindliche Höchstsätze für
Kassenobligationen festzulegen. Dank der Zinsanpassung bei den Kassenscheinen
gelang es den Banken, den Mittelabfluss bei den Sparheften zu kompensieren. Durch
die Verschiebung zu höher verzinslichen Anlagen wurde aber die Finanzierung der
gegenüber dem Vorjahr um weitere 10 Prozent angestiegenen Hypothekardarlehen zu
den bisherigen Konditionen erschwert. Die gemessen an den übrigen Aktivzinssätzen
billigen Hypothekarzinsen wurden im Jahresmittel von 4.73 Prozent auf 6.45 Prozent
(neue 1: Hypotheken) angehoben; 1. Althypotheken erhöhten sich von 4.49 auf 5.56
Prozent. Da beim bestehenden ausgetrockneten Wohnungsmarkt Kostensteigerungen in
der Regel ohne Abstriche auf die Mieter überwälzt werden, stiess die
Zinsanpassungspolitik der Banken auf heftige Kritik der politischen Linken und der
Gewerkschaften. Nationalbank und Bundesrat liessen hingegen die noch ein Jahr zuvor
gemachten Einwände fallen und betonten, dass zum Zweck der dauerhaften
Inflationsbekämpfung einige kurzfristige zinskostenbedingte Preissteigerungen, die von
der Politik des knappen Geldes verursacht waren, in Kauf genommen werden müssten.
Zudem sei die Verteuerung der Neuhypotheken auch zur Bremsung der Hochkonjunktur
im Baugewerbe nicht unerwünscht. Wegen der spürbaren Auswirkungen der
Hypothekarzinssätze auf die gesamte Wirtschaft kam es zu diversen Vorschlägen für die
Neugestaltung dieser Kreditsparte. Am meisten genannt wurden dabei die
Amortisationspflicht zur Reduktion der in der Schweiz relativ hohen
Hypothekarverschuldung und die Einführung von Festzinsen. Ausbaufähig dürfte im
weitern das Instrument des Pfandbriefes sein, mit welchem die Banken zu günstigen
Bedingungen Kapital zur Hypothekengewährung aufnehmen können. Einen ersten
Schritt in diese Richtung hat der Bundesrat mit dem Entwurf zu einer Revision des
Pfandbriefgesetzes bereits unternommen. Er postuliert darin die Abschaffung der auf
dem Kapitalmarkt nicht mehr üblichen und unattraktiven Minimallaufzeit von 15 Jahren.
Der Ständerat stimmte dieser Gesetzesänderung, welche eine Reduktion der
Pfandbriefrendite zur Folge haben sollte, oppositionslos zu. Andere Vorschläge, wie
etwa die von den Banken ins Gespräch gebrachte Bindung der Hypothekarzinssätze an
die Kapitalmarktsätze oder die von der SP und den Gewerkschaften geforderte
Beschränkung des freien Kapitalverkehrs zur Stabilisierung der im Inland geltenden
Zinssätze dürften hingegen wenig Verwirklichungschancen haben. 3

BERICHT
DATUM: 11.12.1981
HANS HIRTER
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Auf dem Geld- und Kapitalmarkt setzte sich über das ganze Jahr gesehen der leichte
Zinsabbau fort. Einzig im Mai und Juni ergab sich namentlich auf dem Geldmarkt eine
momentane Anspannung als Folge von erhöhter Geldnachfrage der Banken zu
Monatsende. Die Nationalbank reagierte auf diese Liquiditätsengpässe mit einer etwas
flexibleren Geldmengenpolitik. Der Satz für Dreimonatsgelder auf dem
Eurofrankenmarkt bewegte sich im Monatsmittel von Januar bis April zwischen 3.9
Prozent und 4.1 Prozent, stieg dann auf 5.0 Prozent im Juni und reduzierte sich bis
Dezember wieder auf 4.2 Prozent. Im Jahresdurchschnitt lag er mit 4.2 Prozent um 0.7
Prozent tiefer als im Vorjahr. Diskont- und Lombardsatz blieben auf den im März 1983
festgelegten Werten von 4.0 Prozent resp. 5.5 Prozent. Die Zinsen auf dem Kapitalmarkt
entwickelten sich im grossen und ganzen ähnlich wie diejenigen auf dem Geldmarkt. Die
durchschnittliche Rendite für Anleihen der Eidgenossenschaft verringerte sich im
Monatsmittel von 4.4 Prozent auf 4.1 Prozent. Auch die Zinssätze für Kassenobligationen
wurden leicht zurückgenommen, während diejenigen für Sparhefte und Neuhypotheken
1986 noch weitgehend stabil blieben. Allerdings kündigten die in diesen Bereichen
marktführenden Banken Hypothekar- und auch Sparheftzinssenkungen um je 0.25
Prozent für 1987 an. Diesen Verlautbarungen waren Zinssenkungsentscheide einzelner
kleiner Institute vorangegangen, und auch die Vereinigung privater
Lebensversicherungen hatte ihren Mitgliedern eine Reduktion um 0.25 Prozent auf den
1. August 1986 empfohlen. 4

BERICHT
DATUM: 31.12.1986
HANS HIRTER

Banken

Bei den Banken führte die Wirtschaftsrezession zu einem verringerten
Bilanzenwachstum (7.2% anstelle von 9.3% 1981). Insbesonders bei der Gewährung von
Darlehen an ausländische Schuldner zeigten sich die Banken wesentlich
zurückhaltender. Aber auch die einheimischen Kunden beanspruchten — mit Ausnahme
der um 9.2 Prozent gestiegenen Hypothekardarlehen — weniger Kredite als im Vorjahr.
Bei den Passiven wirkte sich die Normalisierung der Zinsrelationen aus. Die in den
vorangegangenen Jahren konstatierte Verlagerung von den Sicht- und Spareinlagen zu
den Terminkonten konnte gebremst werden. Dank der Erhöhung der Sparheftzinsen
expandierte diese Sparte relativ stark. ;Die damit eingetretene Verbesserung der
Struktur der Kundengelder zeitigte günstige Kornsequenzen für die Ertragslage der
Banken. Der internationale Zinsabbau führte hingegen zu einer Abnahme des Volumens
der Treuhandanlagen um 6.4 Prozent. 5

BERICHT
DATUM: 31.12.1982
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Im April 2016 gab der Bundesrat seinen Bericht zum «Green Deal Loan» heraus und
erfüllte damit die Forderung des Postulats Jans (sp, BS). Der Bericht verglich ein gutes
Dutzend Massnahmen bezüglich der Wirkung und der Kosten. Der von Jans
vorgebrachte «Green Deal Loan» schnitt dabei mittelmässig ab: Zwar vermindere er das
Mieter-Vermieter-Dilemma, sei sozialverträglich und helfe, die Energie- und Klimaziele
des Bundes zu erreichen, allerdings belaste er die öffentlichen Finanzen und führe zu
einem beachtlichen öffentlichen und privaten Vollzugsaufwand. 6

BERICHT
DATUM: 12.04.2016
NIKLAUS BIERI

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung und Wohnungswesen

Jahresrückblick 2019: Raumplanung und Wohnungswesen

Der Bereich Raumplanung und Wohnungswesen sah sich im Jahr 2019 durch vier
grosse Themen dominiert. Dazu gehören einerseits zwei Anliegen, die ihren Ursprung
ausserhalb des Parlaments hatten: die im Februar 2019 verworfene
«Zersiedelungsinitiative» und die Volksinitiative für «Mehr bezahlbare Wohnungen»,
die genau ein Jahr später zur Abstimmung gelangt aber im Berichtsjahr parlamentarisch
diskutiert wurde. Aus dem Inneren der politisch-repräsentativen Institutionen hingegen
kamen die anderen zwei grossen Anliegen des Jahres 2019: Anläufe zur Abschaffung des
Eigenmietwerts und zur Revision des Raumplanungsgesetzes (RPG). Allen vier Themen

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
SEAN MÜLLER
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ist gemein, dass die dazugehörigen politischen Auseinandersetzungen klar entlang eines
Links-rechts-Schemas verliefen, sie medial nur relativ wenig Beachtung fanden und
auch von der sonst so dominierenden Europäisierungsfrage weitestgehend unbehelligt
abliefen.

Zuerst zur Raumplanung. Am 10. Februar lehnten Volk und Stände die Volksinitiative der
Jungen Grünen klar ab. Mit 63.7 Prozent legten gut zwei Drittel der Stimmenden ein
Nein in die Urne; in keinem Kanton fand sich eine Mehrheit. Laut VOTO-Studie
unterstützen zwar 80 Prozent der Befragten das Kernanliegen der Initiative, nämlich
einen besseren Schutz der Schweizer Landwirtschaft und des Kulturlandes. Das
bestehende, eben erst revidierte - und vom Volk 2013 angenommene - RPG wurde
jedoch als genügend zielführend angesehen. Lediglich die Anhängerinnen und Anhänger
der Grünen (zu 91%) unterstützen die «Zersiedelungsinitiative»; die Sympathisierenden
von SVP, CVP und FDP hingegen lehnten sie mit Nein-Stimmenanteilen zwischen 78 bis
84 Prozent ebenso klar ab. SP- und GLP-Anhängerinnen und Anhänger waren gespalten.
Die Stimmbeteiligung von 37.9 Prozent ist als unterdurchschnittlich einzustufen,
ebenso die nur mässige mediale Berichterstattung.

Auch am anderen Ende des Berichtsjahres, im Dezember 2019, findet sich ein für den
den Bereich Raumplanung zwar wichtiges Ereignis, das aber gesellschaftlich nur wenig
Resonanz fand. So lehnte es der eben erst neu bestellte Nationalrat in einer seiner
ersten Abstimmungen ab, auf die vom Bundesrat vorgeschlagene zweite Etappe der
RPG-Revision einzutreten. Bereits im Juni 2019 hatte die UREK-NR «ihrem» Rat
Nichteintreten empfohlen. Im Dezember nun folgte der neue Nationalrat der
Empfehlung seiner alten Kommission: SVP-, FDP- und Mitte-Fraktionen stimmten
geschlossen gegen, SP, Grüne und GLP geschlossen für Eintreten, sodass am Schluss ein
Ergebnis von 108 zu 86 Stimmen für Nichteintreten bei 6 Enthaltungen resultierte.
Pikant dabei ist, dass genau diese zweite Etappe der RPG-Revision als Argument gegen
die Zersiedelungsinitiative benutzt worden war, geht es doch bei beiden um die
bessere Regulierung von Bauten ausserhalb von Bauzonen.

Auch der zweite Teilbereich, das Wohnungswesen, lässt sich für das Berichtsjahr 2019
auf zwei Kernanliegen destillieren. Zum einen sind dies parlamentarische Bestrebungen
zur Aufhebung des Eigenmietwerts. Im Februar 2019 verabschiedete die WAK-SR einen
entsprechenden Vorentwurf, dessen Anstoss auf einer parlamentarischen Initiative
beruhte. Nach der Durchführung ihrer im Frühling 2019 eingeleiteten Vernehmlassung
beschloss die Kommission im August 2019 jedoch, bei der Verwaltung weitere
Informationen zu Zweitliegenschaften, Schuldzinsenabzügen und ausserfiskalisch
motivierten Abzügen für Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen einzuholen. Im
November 2019 beantragte die WAK-SR ihrem Rat deshalb eine Verlängerung der
Behandlungsfrist bis Herbst 2021.

Auch die auf Februar 2020 zur Abstimmung angesetzte Volksinitiative «Mehr
bezahlbare Wohnungen» war bereits im Jahr 2019 relevant. Bereits im März stimmten
sowohl National- als auch Ständerat dem Vorschlag der Regierung zu, das Anliegen des
Schweizer Mieterverbands Volk und Ständen zur Ablehnung zu empfehlen. Der Ausbau
von preisgünstigen Mietwohnungen lasse sich besser erreichen, wenn dafür der
sogenannte Fonds de Roulement aufgestockt würde, entschieden Mehrheiten in beiden
Kammern. Auch in der Vernehmlassung hatten sich 24 Kantone sowie der Gemeinde-
und Städteverband zwar gegen die Initiative aber für diesen indirekten Gegenvorschlag
ausgesprochen. Die Aufstockung tritt nur dann in Kraft wenn die Initiative abgelehnt
wird. 7

Jahresrückblick 2020: Raumplanung und Wohnungswesen

Die Massnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie dominierten im Jahr 2020 die
politischen Diskussionen im Wohnungswesen. Mit der behördlich verordneten
Schliessung sämtlicher Geschäfte, deren Waren nicht für den täglichen Gebrauch
bestimmt sind, ergab sich ab Mitte März 2020 die Frage, ob von der Schliessung
betroffene Betriebe die Geschäftsmieten dennoch bezahlen müssen. Diese Frage
mutierte im Berichtsjahr zum grössten Zankapfel in diesem Politikfeld und zu einem
Drama in mehreren Akten. Der Bundesrat machte deutlich, dass er nicht in
privatrechtliche Beziehungen zwischen Mietenden und Vermietenden eingreifen wolle
und verwies auf andere Massnahmen, mit denen die Mieterinnen und Mieter die
Krisenzeit überbrücken könnten – namentlich auf die vom Bund verbürgten Kredite für
Corona-geschädigte Betriebe und die Ausdehnung der Fristen bei Zahlungsrückständen

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
MARLÈNE GERBER
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auf Miet- und Pachtzinse. Mehrheitlich anderer Ansicht waren die Wirtschafts- und
Abgabekommissionen, die ihren Räten in der ausserordentlichen Session je eine Motion
vorlegten, mit deren Annahme die Geschäftsmieten für die Dauer der behördlich
verordneten Schliessung ganz (WAK-SR) oder teilweise (WAK-NR) hätten erlassen
werden sollen. Die beiden Parlamentskammern konnten sich indes nicht auf eine
Version zur Lösung dieses als dringlich eingestuften Problems einigen, was in den
Medien als Blamage aufgefasst wurde. Zur Einigung benötigte es eines zweiten, von der
WAK-NR initiierten Vorschlags, der die Aufteilung der Mietkosten in einem Verhältnis
von 40 Prozent (Mieterinnen und Mieter) zu 60 Prozent (Vermieter und Vermieterinnen)
vorsah und der in der Sommersession vom Parlament überwiesen werden konnte. Die
Vernehmlassung zum Entwurf, welchen der Bundesrat aufgrund dieses Vorschlags
ausgearbeitet hatte, fiel kontrovers aus, so dass der Bundesrat in seiner Botschaft
darauf verzichtete, dem Parlament die eigene Botschaft zur Annahme zu empfehlen.
Unterdessen förderte ein von gfs.bern durchgeführtes und im Oktober veröffentlichtes
Monitoring zu den Geschäftsmieten zu Tage, dass eine Mehrheit der Mietenden, die die
Vermieterseite um ein Entgegenkommen gebeten hatten (insg. 38% der Befragten; bei
8% war Antwort noch ausstehend), ein solches erhalten hätten (21% vs. 17% der
Befragten) und dies in sieben von zehn Fällen in Form einer Mietzinsreduktion. 12
Prozent der Befragten gaben ferner an, dass die Vermieterin oder der Vermieter selber
ein Entgegenkommen angeboten habe. Die Studie wurde in der Folge sowohl von den
Unterstützerinnen und Unterstützern als auch von den Gegnern und Gegnerinnen zur
Untermauerung der jeweiligen Position beigezogen. Nachdem die WAK-NR die Vorlage
noch weiter ausgebaut, sie dann ihrem Rat aber doch zur Ablehnung empfohlen hatte,
stellte sich nach anfänglicher Unterstützung auch der Nationalrat in der Wintersession
gegen die Vorlage. Zuletzt war es der Ständerat, der dem Geschäft mit seinem
Nichteintretensentscheid Anfang Dezember den Dolchstoss versetzte. Somit bleibt es –
wo nicht durch kantonale Regelungen anders festgehalten – der Mieter- und
Vermieterschaft überlassen, in Bezug auf die Geschäftsmieten eine Lösung zu finden.

Auch bezüglich der regulären Geschäfte im Wohnungswesen, die nicht in
Zusammenhang mit Covid-19 standen, gab es 2020 kaum gewichtige Fortschritte. Noch
keine abschliessende Annäherung konnte in der Frage rund um die Festlegung
missbräuchlicher Mietzinse erzielt werden. Die RK-SR lancierte erneut eine
Kommissionsmotion mit der Forderung nach einer ausgewogenen Revision und lehnte
drei parlamentarische Initiativen aus der Feder der Vermietenden ab, womit sie von
dem im Vorjahr gefällten Entscheid des Nationalrats abwich. Der Ständerat folgte seiner
Kommission in der Wintersession, gab den parlamentarischen Initiativen keine Folge
und stimmte der Motion zu. Dabei wusste er um den Umstand, dass das Bundesgericht
in einem Urteil von Ende Oktober bereits im Sinne der Initiative Feller (fdp, VD)
entschieden hatte.
Keinen Fortschritt gab es bezüglich des Anliegens nach Abschaffung des
Eigenmietwertes. Der Ständerat lehnte 2020 zwei Standesinitiativen mit dieser
Forderung ab und zeigte sich somit bereit, die Erarbeitung eines Gesetzesentwurfs zur
Umsetzung einer parlamentarischen Initiative abzuwarten. 
Die vom Schweizerischen Mieterinnen- und Mieterverband sowie von verbündeten
Organisationen lancierte Wohnrauminitiative, die die Einführung einer gemeinnützigen
Wohnungsquote von 10 Prozent auf alle neu gebauten Wohnungen verlangt hätte,
scheiterte im Februar in der Volksabstimmung. Damit tritt der indirekte Gegenvorschlag
in Kraft, der eine Aufstockung des Fonds de Roulement zur Vergabe zinsgünstiger
Darlehen an gemeinnützige Wohnbauträger um zusätzliche CHF 250 Mio. für zehn Jahre
ab 2020 vorsieht. Ebenfalls präsentierte der Bundesrat im Berichtsjahr seine Botschaft
zur Erneuerung des Rahmenkredits für Eventualverpflichtungen in der
Wohnraumförderung für den Zeitraum 2021 bis 2027.

Im Vergleich mit dem Wohnungswesen ebenso wie im Mehrjahresvergleich wurde der
Raumplanung in der Schweizer Politik 2020 lediglich eine marginale Bedeutung zuteil,
wie auch die APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. Der Bereich Wohnungswesen erhielt im
Vergleich zu den drei vorangegangenen Jahren indes überdurchschnittlich hohe
Beachtung. Insbesondere viel Aufmerksamkeit generierte das Wohnungswesen im
Januar im Vorfeld der Abstimmung zur Wohnrauminitiative. 8
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Mietwesen

La situation toujours précaire du marché immobilier, les hausses réitérées des taux
hypothécaires, en 1981 et mars 1982, plaident en faveur d'un renforcement de la
protection des locataires. Le dépôt d'une nouvelle initiative et le contreprojet
gouvernemental qui se dessine devraient contribuer à améliorer leur sort.

En novembre 1982, l'indice global des loyers a augmenté de 2.9 pour cent par rapport
au mois de mai de la même année (1981: 4.6%), tandis qu'entre novembre 1981 et mai
1982, il avait progressé de 5.8 pour cent. En l'espace d'une année, le niveau des loyers
s'est élevé de quelque 8.9 pour cent (1981: 7.6 %). Ce renchérissement est imputable en
partie à la majoration des taux hypothécaires enregistrée au cours du premier semestre
— les taux des anciennes hypothèques ont en effet passé en moyenne de 5.56 à 6 pour
cent — ainsi qu'à la mise sur le marché d'appartements neufs en fin d'année. Bien que
les fluctuations du taux d'intérêt hypothécaire relèvent traditionnellement du marché
monétaire, elle donnent prise de nos jours à une confrontation politique
particulièrement acerbe. Il est vrai que, dans la situation actuelle du marché, une
hausse de ces taux se traduit inexorablement par une augmentation des loyers. C'est
pourquoi le Conseil fédéral a lancé un pressant appel aux institutions bancaires, afin
qu'elles profitent du fléchissement probable des taux d'intérêts en Suisse pour
diminuer ou du moins différer le relèvement des hypothèques prévu au printemps
1982. 9

BERICHT
DATUM: 04.02.1982
JEAN-FRÉDÉRIC GERBER

Die Mietzinse stiegen gegenüber 1984 um 3.3 Prozent; ein weiteres Mal bestätigte sich,
dass Preiserhöhungen im Mietwesen vor allem durch Renovationen und
Modernisierungen bei älteren Wohnungen bedingt sind. Das Bundesamt für
Wohnungswesen veröffentlichte eine Untersuchung über die Wohnsituation in der
Schweiz, welche auf der Wohnungszählung von 1980 beruht. Darin wird beispielsweise
aufgezeigt, dass die Zahl der kleinen Familienhaushalte (Ein- und Zweikinder-Familien,
alleinerziehende Eltern) stark gestiegen ist und das allgemeine Wohnniveau (mehr
Raum, bessere Ausstattung) weiter zugenommen hat. Problemgruppen sind
kinderreiche und junge Familien sowie alleinerziehende Elternteile. Am schlechtesten
sind die Wohnverhältnisse bei Ausländern. Die Studie stellt eine verstärkte Segregation
in der räumlichen Verteilung von Schweizern und Ausländern auf die Wohnquartiere
fest. Namentlich in grösseren Städten haben die Gettoisierungstendenzen
zugenommen; gewisse Quartiere weisen einen Ausländeranteil von über 50 Prozent
auf. 10

BERICHT
DATUM: 31.12.1985
WERNER SEITZ

Der Index für die Wohnungsmieten stieg 1986 um 3.5 Prozent; diese Preiserhöhung im
Mietwesen ist neben einer allgemeinen Anhebung der Mieten vor allem auf
Renovationen und Modernisierungen von älteren Wohnungen zurückzuführen. Erneut
zu Diskussionen Anlass gab die Frage, inwieweit eine Senkung des Hypothekarzinses
auch zu einer Reduktion der Mietzinse führen sollte. Auf die Ankündigung
marktführender Banken hin, in den ersten Monaten des Jahres 1987 den Hypothekarzins
— erstmals wieder seit 1983 — um 0.25 Prozent zu senken, forderten der Mieterverband
und die Linksparteien, dass von dieser Kostenermässigung, welche bei insgesamt CHF
500 Mio. liege, ein Teil auch den Mietern zugute kommen müsse. Der Schweizerische
Hauseigentümerverband (SHEV) hingegen wies darauf hin, dass nach der Praxis der
Mietgerichte die angekündigte Reduktion einer Mietzinsverbilligung von 3.38 Prozent
entspreche; eine solche wäre aber durch die allgemeine Teuerung seit 1983 (Miete:
3.1%) schon fast kompensiert. Seiner Meinung nach kämen somit Mietzinssenkungen
nur bei jenen Mietverhältnissen in Frage, welche in den vergangenen vier Jahren eine
Zinserhöhung erfahren hätten. 11

BERICHT
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WERNER SEITZ

Im September legte eine vom Bundesrat beauftragte Studienkommission ihren Bericht
über die Einführung der Marktmiete vor. Dabei kam sie im wesentlichen zu der
Erkenntnis, dass ein Systemwechsel einen politischen Entscheid darstelle, konnte sich
jedoch, wie aufgrund ihrer heterogenen Zusammensetzung nicht anders zu erwarten,
nicht auf eine klare Empfehlung festlegen. Für den Fall der Einführung der Marktmiete
erarbeitete sie dennoch eine Reihe von Vorschlägen, welche sich vor allem auf die zu
erwartenden Preissteigerungen bezogen und neben einer zeitlich begrenzten
Übergangsregelung eine individuelle Mietzinsbeihilfe von insgesamt zwischen CHF 0,5
und 1,5 Mrd. jährlich vorsehen, die mit der Besteuerung der sogenannten
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Vermieterrenten, d.h. der zusätzlichen Mieteinnahmen der Hausbesitzer, erbracht
werden soll. 12

Wie der Bundesrat in seinem im März 2015 publizierten Bericht festhielt, erachtete er
die Forderung des Postulats der UREK-NR nach Ausweitung der flankierenden
Massnahmen auf das Wohnungswesen aufgrund diverser Massnahmen in den Jahren
2013 und 2014 als erfüllt: So erleichterte die Regierung über den Verordnungsweg im
Herbst 2013 den gemeinnützigen Wohnbauträgern den Zugang zum Bauland. Weiter
ermöglichte eine im Juli 2014 in Kraft getretene Änderung der Verordnung über Miete
und Pacht den Abzug der Förderleistungen für energetische Massnahmen bei der
Berechnung der mehrleistungsbedingten Mietzinserhöhung. Ferner soll eine geplante
Änderung des Obligationenrechts (OR) den Vermieter dazu verpflichten, bei
Mieterwechsel durch Bekanntgabe des bisherigen Mietzins sowie durch Begründung
allfälliger Mietzinserhöhungen für verstärkte Transparenz auf dem Mietwohnungsmarkt
zu sorgen. Ebendiese Forderung war 2013 bereits von der vom BWO eingesetzten
Arbeitsgruppe "Wohnungspolitischer Dialog" geäussert worden, welche gemäss
Bundesrat mit ihren Arbeiten ihrerseits zur Erfüllung des Kommissionspostulats
beiträgt. Nicht zuletzt schlägt der Bundesrat in seinem im Dezember 2014 in die
Vernehmlassung gegebenen Entwurf zur zweiten RPG-Teilrevision auch
raumplanerische Massnahmen zur Förderung des preisgünstigen Wohnungsbaus vor. 13

BERICHT
DATUM: 05.12.2014
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Ende Dezember 2016 berichtete die Arbeitsgruppe «Wohnungspolitischer Dialog» in
einem dritten Bericht erneut über die Fortschritte ihrer Beratungen. Darin konstatierte
sie, dass sich die Situation auf dem Mietwohnungsmarkt in den letzten drei Jahren an
vielen Orten verbessert habe, dass es in Ballungszentren jedoch nach wie vor einen
Nachfrageüberschuss bei Wohnungen im mittleren und unteren Preissegment gebe. Da
jedoch bald mit einer weiteren Marktentspannung zu rechnen sei, ortete die
Arbeitsgruppe keinen Bedarf für eine Neuausrichtung der Wohnungspolitik des Bundes.
Dazu komme, dass mehrere betroffene Kantone, Städte und Gemeinden bereits
Massnahmen ergriffen hätten, um den preisgünstigen Wohnungsbau zu fördern. In
diesem Zusammenhang nahm die Arbeitsgruppe auch Stellung zur inzwischen zustande
gekommenen Volksinitiative des Mieterinnen- und Mieterverbands mit der Forderung
nach mehr bezahlbaren Wohnungen. Sie unterstütze zwar die Stossrichtung des
Volksbegehrens, sehe jedoch keinen schweizweiten Bedarf für eine solche Regelung,
erklärte die Arbeitsgruppe. Sie empfahl jedoch dem Bundesrat, die bisherigen
Fördermassnahmen fortzusetzen und zu verstärken, namentlich durch eine
Aufstockung des Fonds de Roulement für gemeinnützige Wohnbauträger. Darüber
hinaus rief die Arbeitsgruppe mit ihrem Bericht die Politik dazu auf, folgenden
Bereichen mehr Beachtung zu schenken: Erstens soll sichergestellt werden, dass
armutsbetroffene Haushalte sowie Personengruppen mit besonderen Bedürfnissen,
insbesondere ältere Menschen und anerkannte Flüchtlinge oder vorläufig
aufgenommene Personen, Zugang zu angemessenem und bezahlbarem Wohnraum
haben. Zweitens soll der Ressourcenverbrauch im Wohnungsbau und bei der
Wohnnutzung reduziert werden. Dabei soll auf Massnahmen gesetzt werden, die auf
freiwilliger Basis beruhen, die aber «durch eine verstärkte Informations- und
Vermittlungstätigkeit besser ausgeschöpft werden» sollen. Nicht zuletzt soll die
Wohnnutzung in Berggebieten und im ländlichen Raum gefördert werden, um der
Abwanderung und Überalterung entgegenzuwirken. Mit zunehmender Digitalisierung
und elektronischer Vernetzung liessen sich solche Regionen im 21. Jahrhundert als
geeignete Rückzugsorte und Orte für kreatives Schaffen vermarkten. Das Potential
solcher Orte werde in diesem Bereich noch kaum ausgeschöpft. 14
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Im Oktober 2020 legte der Bundesrat den Bericht «Monitoring Geschäftsmieten» vor,
dessen Erarbeitung er im April desselben Jahres im Rahmen seiner Stellungnahme zur
Situation bei den Geschäftsmieten in Auftrag gegeben hatte. Der Bericht rechnete
basierend auf Zahlen von Wüest Partner vor, dass sich die Mietzinse von
Geschäftsliegenschaften, die von der behördlich verordneten Schliessung betroffen
waren, für die Zeit vom 17. März bis am 26. April 2020 auf CHF 530 Mio. belaufen und
rund 113'000 Mietverhältnisse betroffen sind. Ferner stützte sich der Bericht auf eine
von gfs.bern erstellte repräsentative Umfrage bei knapp 2000 Betrieben, wobei sowohl
Mietparteien als auch die Vermieterschaft befragt wurden. Die Umfrage zeigte, dass der
Anteil Mieterinnen und Mieter mit Schwierigkeiten bei der Bezahlung ihrer
Geschäftsmieten während des Lockdowns von 6 auf 33 Prozent angestiegen war, wobei
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sich Personen in der Westschweiz und im Tessin besonders betroffen gezeigt hatten.
Ferner gaben 38 Prozent der befragten Mieterinnen und Mieter an, die Vermieterseite
um ein Entgegenkommen bei der Miete – etwa in Form von Mietzinsreduktion, Stundung
oder Ratenzahlung – gebeten und eine Antwort erhalten zu haben. Gemäss Angaben
dieser Gruppe von Befragten war die Vermieterseite diesen Anfragen in 55 Prozent der
Fälle nachgekommen. Die Befragung von Vermieterinnen und Vermietern ergab ein
etwas anderes Bild: Neun von zehn Personen der Vermieterseite gab an, den Anfragen
ihrer Mieterschaft entgegengekommen zu sein. Weitere 10 Prozent der befragten
Mieterinnen und Mieter (und 13% der Vermieterinnen und Vermieter) hielten fest, dass
es zu einer Einigung gekommen war, die durch die Vermieterseite selber initiiert
worden war. Bei 40 Prozent der befragten Mietenden (36% der Vermietenden) hatte
sich keine der beiden Parteien um eine vom bestehenden Mietverhältnis abweichende
Lösung bemüht und bei weiteren Befragten waren Verhandlungen noch im Gange (8%
resp. 7%). Ungefähr sieben von zehn Personen, bei denen es zu einer Einigung
gekommen war, gaben an, dass diese zu einer Mietreduktion geführt habe, wobei sich
die Mietreduktion mehrheitlich auf 50 Prozent oder weniger belief (Befragung
Mieterschaft). Weiter zeigte die Befragung, dass 3 von 4 Mietenden Bundeshilfen
beansprucht hatten, meistens in Form von Kurzarbeitsentschädigungen (44%),
Überbrückungskrediten (26%) oder Erwerbsersatz (25%). 
Nicht zuletzt warf das Monitoring auch einen Blick ins nahe Ausland. Die meisten
Staaten hätten die Mieterseite bei der Deckung der Fixkosten unterstützt, eher seltener
seien mietrechtliche Eingriffe festgestellt worden. Wo solche Eingriffe erfolgt seien, sei
keine Mietzinssenkung beschlossen worden, sondern habe man die Zahlungs- oder
Kündigungsfristen erstreckt. 
Basierend auf diesen Informationen sowie unter Berücksichtigung der aktuellen
Konjunkturentwicklung, die auf eine «rasche und kräftige wirtschaftliche Erholung»
hindeute, folgerte der Bundesrat, dass es wenig Hinweise auf grössere Schwierigkeiten
im Bereich der Geschäftsmieten gebe. 15
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